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►AKTUELL: JAHRESSTEUERGESETZ 2013 NIMMT KONTUREN AN 

Das Bundeskabinett hat am 23.05.2012 den Entwurf 
eines Jahressteuergesetzes 2013 beschlossen, nach-
dem am 05.03.2012 ein Referentenentwurf veröffent-
licht wurde. Der Gesetzentwurf unterscheidet sich in 
einigen Teilen deutlich vom Referentenentwurf. Ins-
gesamt erscheinen die Änderungen sehr übersicht-
lich und es darf abgewartet werden, ob die finanziel-
len Hebel, die im Regierungsentwurf den einzelnen 
Maßnahmen zugeordnet werden, sich in der Realität 
als zutreffend erweisen werden. 
Das Umsatzsteuergesetz soll so geändert werden, 
dass bei Abrechnung durch den Leistungsempfänger 
das Wort „Gutschrift“ angegeben werden muss. 
Damit wird eine Vorgabe der Mehrwertsteuersys-
temrichtlinie umgesetzt, die allerdings den Lauf der 
Welt nicht wesentlich beeinflusst. Fehlt die Angabe, 
kann der Aussteller aus der Gutschrift keinen Vor-

steuerabzug geltend machen. Zu bedenken ist, dass 
auch ein negativer Betrag (z. B. Storno) bei einer 
Gutschrift als Gutschrift bezeichnet werden muss. 
Positiv ist, dass Aufbewahrungsfristen verkürzt 
werden. In der Abgabenordnung, im Umsatzsteuer-
gesetz und im Handelsgesetzbuch sind jeweils zwei 
wesentliche Kategorien mit Fristen von zehn bzw. 
sechs Jahren vorgesehen. Die Kategorie mit heute 
zehn Jahren soll schrittweise über acht auf sieben 
Jahre verkürzt werden. Fraglich bleibt nur, ob die 
Unterscheidung zwischen sechs und sieben Jahren 
angesichts des geringen Fristabstandes geboten ist. 
Angesichts des Regierungsprogramms Elektromobi-
lität wird ein Nachteilsausgleich für die private Nut-
zung betrieblicher Elektro(hybrid)fahrzeuge einge-
führt, indem Anschaffungskosten des Akkus für die 
Dienstwagenbesteuerung ausgeblendet werden. 

►FÄLLIGKEITSTERMINE STEUERN UND SOZIALVERSICHERUNG JUNI UND JULI 2012 
 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag1 11.06.2012 10.07.2012 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 11.06.2012 – 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 11.06.2012 – 

Umsatzsteuer2 11.06.2012 10.07.2012 

Umsatzsteuer-Sondervorauszahlung – – 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 14.06.2012 13.07.2012 

Gewerbesteuer – – 

Grundsteuer – – 

Ende der Schonfrist obiger Steuerarten3 – – 

Sozialversicherung5 27.06.2012 27.07.2012 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 01.01.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an An-
teilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

 

1 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern nach Quartalsende (bei Dau-

erfristverlängerung einen Monat später) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
3 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden 

Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der 
Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig 
erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. Bei Zahlung durch Scheck ist seit dem 
01.01.2007 zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Die Schonfristendet da-
mit entsprechend früher. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

5 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats vor-
gezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitli-
cher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit an die jeweilige Einzugs-
stelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage 
vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf 
einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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►UNTERNEHMER / BETEILIGUNGEN 

Kein Vertrauensschutz bei einem nicht ordnungs-
gemäßen Fahrtenbuch 
Die private Nutzung betrieblicher Kraftfahrzeuge ist 
gesetzlich geregelt. Für jeden Kalendermonat hat der 
Unternehmer 1 % des inländischen Kfz-Listenpreises 
zum Zeitpunkt der Erstzulassung zuzüglich der 
Kosten für Sonderausstattung und Umsatzsteuer als 
Privatanteil zu Grunde zu legen. Rabatte und Nach-
lässe, die beim Erwerb des Fahrzeugs gewährt wur-
den, werden nicht berücksichtigt. Dies gilt auch 
beim Erwerb eines Gebrauchtfahrzeugs. 
Der Nachweis einer geringeren privaten Nutzung ist 
möglich. Zu diesem Zweck sind die Aufwendungen 
durch Belege nachzuweisen und das Verhältnis der 
privaten zu den übrigen Fahrten durch ein ord-
nungsgemäß geführtes Fahrtenbuch zu ermitteln. 
Diese Grundsätze gelten auch, wenn der Arbeitgeber 
einem Arbeitnehmer ein Kraftfahrzeug zur privaten 
Nutzung überlässt. Ein ordnungsgemäßes Fahrten-
buch muss zeitnah und in geschlossener Form ge-
führt werden. Eine Lose-Blatt-Sammlung reicht 
nicht. Anzugeben sind Datum und Kilometerstand 
zu Beginn und Ende jeder einzelnen Fahrt; weiterhin 
Reiseziel, Reiseroute, Reisezweck und der Name der 
aufgesuchten Geschäftspartner. 
Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg hat die Auf-
fassung der Finanzverwaltung bestätigt, dass ein in 
Form einer Excel-Tabelle geführtes Fahrtenbuch 
nicht den gesetzlichen Anforderungen entspricht. 
Eine mit Hilfe eines Computerprogramms erzeugte 
Datei genügt den Anforderungen an ein ordnungs-
gemäßes Fahrtenbuch nur dann, wenn nachträgliche 
Veränderungen an den zu einem früheren Zeitpunkt 
eingegebenen Daten technisch ausgeschlossen sind 
oder die Änderungen in der Datei selbst dokumen-
tiert und offen gelegt werden. Das Finanzgericht 
stellt weiterhin klar, dass es keinen Vertrauensschutz 
auf Grund einer fehlerhaften Anwendung (Verwal-
tungspraxis) in den Vorjahren gibt. 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entschei-
den. 

Bilanzausweis kaufpreismindernd wirkender 
Rückstellungen mit steuerlichem Passivierungs-
verbot 
Eine Kapitalgesellschaft erwarb sämtliche Wirt-
schaftsgüter und Verbindlichkeiten eines Unterneh-
mens im Rahmen eines sog. asset deals. Kaufpreis-
mindernd wurden steuerlich nicht bilanzierungsfä-
hige Verbindlichkeiten für Jubiläumszuwendungen 
und an den Pensionssicherungsverein berücksichtigt. 
Das Finanzamt lehnte einen Bilanzausweis dieser 
Verbindlichkeiten beim Käufer ab und verlangte 
stattdessen deren sofortige gewinnerhöhende Auflö-
sung. 

Nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs ist das 
übernommene Betriebsvermögen nach handelsrecht-
lichen Grundsätzen zu bilanzieren. Danach sind alle 
von einem Käufer erworbenen Verbindlichkeiten als 
ungewisse Verbindlichkeiten bilanziell auszuweisen 
und an jedem nachfolgenden Bilanzstichtag mit ih-
rem Teilwert zu bewerten. Der Anschaffungsvor-
gang ist erfolgsneutral zu bilanzieren. Diese Grund-
sätze sind auch für die steuerbilanzielle Beurteilung 
maßgeblich. Für Anschaffungsvorgänge wird das 
steuerrechtliche Ansatz- und Ausweisverbot aufge-
hoben. 

Darlehensverbindlichkeiten bei qualifiziertem 
Rangrücktritt nicht passivierbar 
Eine GmbH erhielt von ihrem Gesellschafter ein Dar-
lehen, für das ein sog. qualifizierter Rangrücktritt 
vereinbart war. Danach durfte der Gesellschafter 
über die Darlehensforderung so lange nicht verfü-
gen, wie die GmbH überschuldet war. Außerdem 
durfte er die Befriedigung seiner Darlehensforde-
rung nur aus künftigen Jahresüberschüssen nach 
Abzug der Verlustvorträge oder aus einem Liquida-
tionsüberschuss verlangen. 
Der Bundesfinanzhof entschied, dass die GmbH das 
Darlehen nicht in der Bilanz passivieren darf, weil es 
sie gegenwärtig nicht belastet. Es ist deswegen ge-
winnerhöhend aufzulösen. 

►KINDER 

Übertragung des Betreuungsfreibetrags für Allein-
erziehende 
Der Freibetrag für den Betreuungs- und Erziehungs- 
oder Ausbildungsbedarf (BEA-Freibetrag) steht den 
Eltern des Kindes neben dem Kinderfreibetrag 
grundsätzlich gemeinsam zu. Bei getrennt lebenden 
Eltern kann der Elternteil die Berücksichtigung des 
vollen Freibetrags beantragen, in dessen Haushalt 
das Kind gemeldet ist. 
Diese antragsgemäße Übertragung auf den anderen 
Ehegatten ist uneingeschränkt möglich und verfas-
sungsrechtlich unbedenklich. Der Gesetzgeber kann 
insoweit typisierend davon ausgehen, dass das Kind 
in dem Haushalt des Elternteils, bei dem es gemeldet 
ist, auch umfassend betreut wird. Dass dieser Eltern-
teil regelmäßig auch einen höheren Betreuungsauf-
wand hat als der andere, bei dem das Kind nur an 
Wochenenden oder in den Ferien betreut wird, kann 
unterstellt werden. 

Keine Kürzung der als Bezüge anzusetzenden 
Ehegatten-Unterhaltsleistung um Versicherungs-
aufwendungen 
Bei der Ermittlung der Kindergeld schädlichen Be-
züge sind Unterhaltsleistungen, die ein verheiratetes 
Kind von seinem Ehegatten erhält, nicht um Auf-
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wendungen für eine Kfz-Versicherung oder eine Un-
fallversicherung zu mindern. Die Aufwendungen für 
eine Kfz-Versicherung und für eine Unfallversiche-
rung sind Bestandteil des Familienunterhalts. Auch 
die Tatsache, dass der Pkw für Fahrten zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte eingesetzt wird, ändert 
an dieser Beurteilung nichts. 
Ab 2012 spielt die Höhe der Einkünfte und Bezüge 
eines Kindes keine Rolle mehr. 

►UMSATZSTEUER 

Elektronische Abgabe von Umsatzsteuervoranmel-
dungen verfassungsgemäß 
Umsatzsteuer-Voranmeldungen müssen seit dem 
01.01.2005 elektronisch übertragen werden. Unter 
bestimmten Voraussetzungen kann es einem Unter-
nehmer weiterhin gestattet werden, die Voranmel-
dungen in Papierform abzugeben, z. B. bei erhebli-
chem finanziellem Aufwand. 
Der Bundesfinanzhof hat klargestellt, dass die Ver-
pflichtung zur elektronischen Abgabe von Umsatz-
steuer-Voranmeldungen verfassungsgemäß ist. Eine 
unbillige Härte liegt u. a. dann nicht vor, wenn das 
Unternehmen hohe Gewinne erzielt und über ausrei-
chende Mittel verfügt, um die entsprechende Hard-
ware anzuschaffen. 

Nicht der Umsatzsteuer unterliegende Geschäfts-
veräußerung eines Einzelhandelsgeschäfts auch 
bei bloßer Vermietung des Ladenlokals 
Der Bundesfinanzhof hat im Anschluss an den Eu-
ropäischen Gerichtshof entschieden, dass eine nicht 
der Umsatzsteuer unterliegende Geschäftsveräuße-
rung im Ganzen auch dann vorliegt, wenn das La-
denlokal nicht mitveräußert, sondern an den Erwer-
ber des Warenbestands und der Geschäftsausstat-
tung lediglich vermietet wird. Erforderlich, aber 
auch ausreichend für eine Geschäftsveräußerung ist, 
dass der Erwerber mit den übernommenen Gegen-
ständen eine selbstständige wirtschaftliche Tätigkeit 
fortsetzen kann und dies auch beabsichtigt. Ein auf 
unbestimmte Zeit abgeschlossener, kurzfristig 
kündbarer Mietvertrag reicht aus. Eine Mindestlauf-
zeit ist nicht erforderlich. 

Vorverkaufsgebühr für Konzertkarten unterliegt 
dem ermäßigten Umsatzsteuersatz 
Neben dem Entgelt für die Konzertkarte unterliegt 
auch die Vorverkaufsgebühr dem ermäßigten Um-
satzsteuersatz bzw. ist unter bestimmten Vorausset-
zungen von der Umsatzsteuer befreit. Die Vorver-
kaufsstelle wird regelmäßig als Vermittlungsstelle 
für den Konzertveranstalter tätig und erbringt damit 
eine Nebenleistung zur Veranstaltungsleistung. 
Muss die Vorverkaufsstelle einen Teil der Vorver-
kaufsgebühr an den Veranstalter abführen, mindert 

dies nicht das Entgelt für die Konzertkarte, sondern 
die Bemessungsgrundlage für die Vermittlungspro-
vision. Das Entgelt für die Vermittlungsleistung 
(Vorverkaufsgebühr) ist damit um die sog. 
„refundierten“ Beträge zu kürzen. 

►ARBEITGEBER / ARBEITNEHMER 

Berechtigte Vergütungserwartung bei Mehrarbeit 
und Durchschnittsverdienst 
Wenn Arbeitnehmer kein herausgehobenes Entgelt 
beziehen, können Klauseln, wonach sie bei betriebli-
chem Erfordernis ohne besondere Vergütung zur 
Mehrarbeit verpflichtet sind, unwirksam sein - mit 
der Folge, dass ihnen Vergütung für die geleisteten 
Überstunden zusteht. Dies belegt ein Urteil des 
Bundesarbeitsgerichts. 
Geklagt hatte ein bei einer Spedition beschäftigter 
Lagerarbeiter, der monatlich 1.800,00 € bei einer wö-
chentlichen Arbeitszeit von 42 Stunden verdiente. In 
einer Klausel seines Arbeitsvertrags war vorgesehen, 
dass er bei betrieblichem Erfordernis ohne besonde-
re Vergütung zu Mehrarbeit verpflichtet sein sollte. 
Nach Beendigung seines Arbeitsverhältnisses ver-
langte der Mitarbeiter Vergütung für 968 in den Jah-
ren 2006 bis 2008 geleistete Überstunden. Seine Kla-
ge hatte im Ergebnis Erfolg. Das Bundesarbeitsge-
richt entschied, angesichts der nicht herausgehobe-
nen Höhe des Bruttoentgelts sei die Leistung von 
Überstunden durch den Arbeitgeber nur gegen eine 
zusätzliche Vergütung zu erwarten gewesen. Der in 
dem Arbeitsvertrag enthaltene Ausschluss jeder zu-
sätzlichen Vergütung von Mehrarbeit sei unwirksam 
gewesen, weil er in einem Musterarbeitsvertrag ent-
halten gewesen sei und nicht habe erkennen lassen, 
welche Arbeitsleistung der Arbeitnehmer für das 
regelmäßige Bruttoentgelt schuldete. Der Arbeit-
nehmer habe bei Vertragsschluss nicht absehen kön-
nen, was auf ihn zukommen würde. Eine solche 
Klausel sei unwirksam. Der Anspruch auf Vergü-
tung der Überstunden sei von dem Arbeitnehmer 
deshalb zu Recht erhoben worden. 

Arbeitslöhne von Piloten irischer Fluggesellschaf-
ten sind steuerfrei 
Nach dem Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) 
zwischen Deutschland und Irland liegt das Besteue-
rungsrecht der Arbeitslöhne von Bordpersonal von 
Flugzeugen im internationalen Verkehr immer bei 
demjenigen Vertragsstaat, in dem sich die Geschäfts-
leitung der Fluggesellschaft befindet. 
Dem Versuch der Finanzverwaltung, die Besteue-
rung in Deutschland vorzunehmen, hat der Bundes-
finanzhof einen Strich durch die Rechnung gemacht. 
Der in Deutschland wohnende Pilot arbeitete bei 
einer irischen Fluggesellschaft. Da Irland auf das 
Besteuerungsrecht verzichtete und der Pilot dies 
dem deutschen Finanzamt vorschriftsmäßig nach-
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gewiesen hatte, unterblieb eine Besteuerung der Ein-
künfte. 
Hinweis: Diese Steuerfreiheit dürfte noch so lange 
gelten, bis das DBA neu geschlossen wird. 

Neuberechnung der Anwartschaft auf Versorgung 
Nach dem Gesetz zur Verbesserung der betriebli-
chen Altersversorgung haben Arbeitnehmer einen 
Anspruch darauf, dass ihnen ihr Arbeitgeber bei ei-
nem berechtigten Interesse schriftlich mitteilt, in 
welcher Höhe für sie aus einer bisher erworbenen 
unverfallbaren Anwartschaft bei Erreichen der Al-
tersgrenze ein Anspruch auf Altersversorgung be-
stehen wird. Dieser Auskunftsanspruch, das hat das 
Bundesarbeitsgericht nunmehr klargestellt, dient 
allerdings nicht dazu, einen Streit über den Inhalt 
des Versorgungsanspruchs zu beseitigen. Derartige 
Streitigkeiten seien vielmehr durch eine Klage des 
Arbeitnehmers gegen den Arbeitgeber auf Feststel-
lung des Inhalts und der Höhe des Versorgungsan-
spruchs zu klären. In dem zu Grunde liegenden Fall 
hatte ein Arbeitnehmer geltend gemacht, ihm stün-
den gegen den Arbeitgeber – entgegen dessen Be-
rechnung – Versorgungsansprüche zu, als wären die 
Abschlusskosten der Verträge auf die gesamte Ver-
tragslaufzeit verteilt. Deshalb sei der Arbeitgeber 
zur Neuberechnung der Versorgungsanwartschaften 
verpflichtet. Dieser Argumentation ist das Bundes-
arbeitsgericht nicht gefolgt, weil es sich hierbei um 
eine Rechtsfrage handele, die sich in dem genannten 
Auskunftsverfahren nicht klären lasse. 

Steuerliche Anerkennung von Umzugskosten 
Bei einem beruflich veranlassten Wohnungswechsel 
können die tatsächlichen Umzugskosten bis zur 
Höhe der nach dem Bundesumzugskostengesetz 
(BUKG) abziehbaren Beträge als Werbungskosten 
geltend gemacht werden. Werden die Höchstbeträge 
nach dem BUKG geltend gemacht, prüft das Finanz-
amt nicht, ob die Umzugskosten Werbungskosten 
sind. Anstelle der Höchstbeträge nach BUKG kön-
nen auch nachgewiesene höhere Umzugskosten als 
Werbungskosten geltend gemacht werden. Dann 
prüft das Finanzamt aber insgesamt, ob und inwie-
weit die Aufwendungen Werbungskosten oder nicht 
abziehbare Kosten der Lebensführung sind, z. B. bei 
Aufwendungen für die Neuanschaffung von Einrich-
tungsgegenständen. 
Nach dem Bundesumzugskostengesetz gelten ab 01. 
01.2012 folgende Höchstbeträge: Umzugsbedingte 
Unterrichtskosten für ein Kind können bis maximal 
1.657 € geltend gemacht werden. 
Der Pauschbetrag für sonstige Umzugsauslagen be-
trägt für Verheiratete 1.314 €, für Ledige 657 €. Der 
Pauschbetrag erhöht sich für jede weitere Person mit 
Ausnahme des Ehegatten um 289 €. 

Hinweis: „Verheiratete“ im Sinne des Bundesum-
zugskostengesetzes sind auch: 
· verwitwete oder geschiedene Arbeitnehmer 
· Arbeitnehmer, deren Ehe aufgehoben oder für 

nichtig erklärt wurde 
· Ledige, die auch in der neuen Wohnung Ver-

wandten bis zum vierten Grad, Verschwägerten 
bis zum zweiten Grad, Pflegekindern oder Pfle-
geeltern aus gesetzlicher oder sittlicher Verpflich-
tung nicht nur vorübergehend Unterkunft ge-
währen 

· Ledige, die auch in der neuen Wohnung Personen 
aufgenommen haben, deren Hilfe sie aus ge-
sundheitlichen oder beruflichen Gründen nicht 
entbehren können. 

Einer Lebenspartnerschaft gleichgestellt ist derjeni-
ge, der seinen Lebenspartner überlebt hat und derje-
nige, dessen Lebenspartnerschaft aufgehoben wur-
de. 

►ALLE STEUERPFLICHTIGEN 

Fahrtkosten im Rahmen eines Vollzeitstudiums 
Der Bundesfinanzhof hat festgestellt, dass die Fahrt-
kosten zwischen der Wohnung und einer Bildungs-
einrichtung nicht mit der Entfernungspauschale ab-
gegolten sind. Diese Fahrten sind wie Dienstfahrten 
in voller Höhe als (ggf. vorweggenommene) Wer-
bungskosten abziehbar, weil eine Bildungsmaßnah-
me regelmäßig vorübergehend und nicht auf Dauer 
angelegt ist. 
Voraussetzung für den Abzug ist, dass die Fahrtkos-
ten selbst getragen werden. 
Hinweis: Betroffene Personen, die noch keine Steu-
ererklärungen abgegeben haben, sollten dies jetzt 
tun. Sind Steuererklärungen abgegeben worden und 
liegt bereits ein Steuerbescheid vor, sollte mit dem 
Steuerberater abgestimmt werden, ob noch eine 
Möglichkeit der Änderung besteht. 

Kinderzuschüsse aus einem Versorgungswerk sind 
nicht steuerfrei 
Kinderzuschüsse aus der Rente eines berufsständi-
schen Versorgungswerks sind steuerpflichtig und 
nicht wie die Zuschüsse aus der gesetzlichen Ren-
tenversicherung steuerfrei. Die unterschiedliche Be-
handlung solcher Zuschüsse verstößt nicht gegen 
das Gleichbehandlungsgebot. Der Gesetzgeber hat 
ausdrücklich die Steuerfreiheit der Kinderzuschüsse 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung normiert, 
weil der Anspruch auf Kindergeld für solche Kinder 
ausgeschlossen ist. Berufsständische Kinderzuschüs-
se sind zwar nicht steuerfrei, dafür geht aber auch 
der Anspruch auf Kindergeld nicht verloren. 


